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Verfaſſungsrecht der deutſchen Schule. 
HB. Rofin. 


Das muß man der Natholiſchen Schulorganiſation laſſen: 
fie rüſtet für den ſchulpolitiſchen Kampf ihre Mitglieder in 
einer Art und Weiſe aus, wie es ihr keine Partei und keine 
Organiſation auch nur annähernd nachtun kann. Welche Mittel 
und Wege ihr dafür zur Verfügung ſtehen, ſoll hier unerörtert 
bleiben, es handelt ſich für uns heute nur um ihre neueſte 
Schrift: „Verfaſſungsrecht und Schule“, die wir etwas kritiſch 
beleuchten müſſen. An Erörterungen der in Rede ftehenden 
Frage fehlt es uns nicht, es ſei nur hingewieſen auf die 
zahlreichen Verfaſſungskommentare, auf die Schriften von 
Sande, Lüdemann, Schröteler uſw. und auf die zahlreichen Anf- 
ſätze in juriſtiſchen, verwaltungsrechtlichen und pädagogiſchen 
Heitſchriften. Wenn die Katbolifche Schulorganiſation trog- 
dem eine neue umfaſſende Schrift für nötig hielt, ſo hat ſie 
damit bekundet, daß ihr alles bisherige Geſchriebene noch nicht 
genüge und namentlih von ihrem weltanſchaulichen Stand- 
punkt aus einer Ergänzung und einer Klarſtellung bedarf. Das 
ranfhin muß man denn auch die Schrift betrachten und fich 
in ihre Gedankengänge vertiefen. Dabei it nun zunächſt zu 
beachten, daß es fich un Aufſätze von ſieben verſchiedenen Ver- 
faſſern handelt, teils Juriſten, teils Derwaltungsbeamten, ein 
amtierender Schulmann iſt aber nicht darunter. Das 
it ſchon ein Mangel, denn bei Fragen, die die Schule ame 
geben, haben doch auch die praktiſchen Schulleute mitzuſprechen, 
die die Schule und die Fuſammenhänge genau kennen; bei 
Juriſten ift das ſicherlich nur felten der Fall. Ein zweiter 
Nangel beſteht darin, daß die Verfaſſer ſämtlicher Aufſätze 
katholiſch fmd, alfo in der Weltanſchanungsfrage ohne 
Sweifel einſeitig eingeſtellt ſind, und ein dritter Mangel 
muß darin erblickt werden, daß die parlamentariſckhen Verhand- 
lungen über die bisherigen Reichsſchulgeſetzentwürfe nicht ge: 
bührend beachtet worden find. Wir werden gelegentlich anf 
dieſe Mängel eingehen müſſen, wenn ſich gerade aus ihnen 
heraus ſachliche Meinungsverſchiedenheiten ergeben. 

Der erſte Aufſatz rührt von dem Münchener Theologiepro— 
feſſor Dr. Scharnagl her und behandelt „die Sntſtehung 
der Schulartikel der Weimarer Verfaſſung“. 
Wir haben das alles fon von demſelben Verfaſſer in „Schule 
und Erziehung“ geleſen, weſentliches iſt nicht daran geändert. 
Bedauerlich bleibt nur, daß die „vertraulichen“ Beſprechungen 
innerhalb des Verfaſſungsausſchuſſes meiſt zwiſchen Abge— 
ordneten ſtattgefunden haben, die ſeitdem verſtorben find und 
deren damalige Abſichten bei dem Verfafſungswerk oft nur 
unvollkommen wiedergegeben werden, anderſeits greifen einige 
der nocht Lebenden, z. B. auch Seyfert und Weiß, nicht oft 
und nicht entſchieden genug in die Auseinanderſetzungen ein, ſo 
daß die Gefahr befteht, daß die einſeitigen Auffaſſungen ſchließ 
lich die Oberhand gewinnen. Das gilt beſonders von folgen. 
den Punkten: 

I. Dieſtaatliche Schulaufſicht und die Beauf 
ſichtigung des Religionsunterrichts. 

5 „Der erſte Hentrumsantrag für die Verfaſſung lautete: „Der 
Religionsunterricht it ordentliches Lehrfach. Die Lei 
tung des Religionsunterrichts it Sache der Religionsaefell: 
ſeltaften.“ Das entſprach der Forderung Dr. Peter Spahns 
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bei der erſten Leſung der Verfaſſungsvorlage in der National- 
verſammlung, daß die „Leitung des Religionsunterrichts 
in den Volksſchulen durch die Religionsgeſellſchaften“ und „Das 
Verhältnis von Schule und Kirche“ in der Per- 
faſſung zu regeln fet. Alle Verſuche des Zentrums aber, das 
Wort „Leitung“ mit dem Religionsunterricht in Verbindung 
zu bringen, ſind abgewieſen worden. Bier herrſcht vollſtändige 
Klarheit. Nicht ſo klar iſt es mit der Beaufſichtigung. Nach 
dem Antrage Seyfert-Weiß⸗Pfülf heißt es: „Das geſamte 


Sckulweſen ſteht unter der Aufficht des Staates; er führt diefe 


durch fachmänniſch vorgebildete Beamte aus.“ Das fei zum 
Teil, ſo ſagt nun Scharnagl, ſo ausgelegt worden, als ob da— 
mit eine ausſchließliche Aufſicht des Staates ausge- 
ſprochen fei. Die weſentliche Bedeutung des Satzes liege in 
der Abwebr aller anderen etwa denkbaren Aufſichtsſtellen über 
das Schulweſen, abgelehnt werde damit in erſter Linie eine 
Aufſicktsgewalt der Religionsgeſellſchaften über die 
Schule, auch hinſichtlich des Religionsunterrichts. So habe 
auch Landé in feiner Schrift „Die Schule in der Beichsver— 
faſſung“ ausgeführt. Das fet aber nicht richtig. Aus den 
Beratungen ergebe fid, daß die Beſtimmung nur die Dis- 
herige geiſtliche Schulaufſicht beſeitigen wollte, 
d. h. jene Aufſicht, die von den Pfarrern zwar im Auftrage 
des Staates, aber doch in ihrer Eigenſchaft als Geiſtliche nicht 
nur über den Religionsunterricht, ſondern auch über die Ertei— 
lung des weltlichen Unterrichts und über die Erziehungsarbeit 
der Schule ausgeübt wurde. So habe insbeſondere der Antrag- 
ſteller Seyfert ſelbſt ſeinen Antrag begründet; er habe aud 
geſagt: „Gegen eine Beſtellung von Geiſtlichen zu Kreisſchul— 
inſpektoren babe ich keine Bedenken, wenn fte die fade 
prüfungen beſtanden und fich unterrichtlich praktiſch betätigt 
haben.“ Ganz zu unrecht ſchließt aber Dr. Scharnagl daraus, 
daß neben der Staatsaufſicht über die Schule noch eine an- 
dere Aufſicht in Frage kommen könne. Seyfert fordert von 
dem in der Aufſicht zu beſchäftigenden Geiſtlichen zweierlei: 
daß er „die Fachprüfungen“ beſtanden hat, d. h. die Prü⸗ 
fungen in allen Volksſchulfächern, nicht bloß in Religion, 
ſondern auch Naturwiſſenſchaften, Geſang und Turnen, und 
daß er fich „praktiſch betätigt hat“, nicht nur im Religions- 
unterricht, ſondern auch in Rechnen, Erdkunde, Geſchichte uſw. 
Unbedingt hat aber Seyfert dabei vorausgeſetzt, auch wenn er 
es nicht ausdrücklich geſagt hat, daß der Schulaufſichttsbeamte 
nur der Schulbehörde und keiner andern Behörde ge: 
genüber Verpflichtung und Verantwortung hat. Das darf man 
bei früheren evangeliſchen Geiſtlichen gegenüber annehmen, 
nicht aber ohne weiteres bei den katholiſchen. Gehört 
der Kreisſchulinſpektor oder Regierungsrat aus dem katholiſchen 
Prieſterſtande nod, dem geiſtlichen Stande an, der feinem 
Biſchof gegenüber andere Verpflichtungen als der Laie im 
Schulaufſichtsdienſt hat? Wie iſts z. B. mit der Eheloſig— 
keit? Sind noch ſolche Bindungen irgendwelcher Art vor: 
banden, dann ift er nicht nur ein Vertreter des Staates, 
ſondern auch der Kirche, und dann kann er nicht Schulauf— 
ſichtsbeamter ſein. Das verſtehen wir unter dem Begriff 
„ſtaatliche“ Schulaufſicht. 

Miniſterialrat Oſthelder behandelt in ſeinem Aufſak 
auf S. 94-100 denſelben Gegenſtand und führt dabei u. a. 
aus: „Der Begriff der „Aufſicht“ über das geſamte Shui- 
weſen umfaßt ein Vierfaches: 1. Die unmittelbare normen— 
gebende Verwaltung der inneren Angelegenheiten aller öf- 
fentlichen Schulen; 2. die Wahrnehnnung der Dienſtaufſicht 
über alle an öffentlichen Schulen angeſtellten Lehrer; 5. die 
Aufſicht über die Derwaltung der äußeren Angelegenheiten der 
öffentlihen Schulen, ſoweit defe den Gemeinden zuſteht; 
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4. die Aufſicht über das geſamte private Schulweſen. Der 
Begriff umfaßt damit zum Teil rein aufſicheliche Befugniſſe, 
jei es in perjönlicher Binficht, wie hinſichtlich der Cehrkräfte, 
fei es in ſachlicher Hinſicht, wie im Falle der Jiffer 5, wo 
es fid: um echte Aufſicht des Staates gegenüber einem von ihm 
verſchiedenen Rechtsſubjekt handelt, ſoweit den Gemeinden, 
wie es nach der Rechtslage in den meiſten Cändern der Fall iſt, 
die Verwaltung der äußeren Angelegenheiten, insbeſondere 
der öffentlichen Volksſchulen, als Selbſtverwaltungsangelegen— 
heit übertragen iſt. Zu einem anderen Teil umfaßt der Be— 
griff aber auch verwaltende Befugniſſe, und zwar Befugniſſe 
der normengebenden Verwaltung, da der Staat allein be- 
fugt ift, die für die Organiſation aller Schulen maßgebenden 
Verwaltungsnormen aufzuſtellen.“ 

Der Begriff der „Schulaufſicht“ umfaſſe ſonach Schul- 
aufſicht und Schulverwaltung. Gleichwohl ſei die 
gelegentlich vertretene Anſchauung zwiſchen Schulaufſicht und 
Schulverwaltung beitehe ein Gegenſatz nicht, nur bedingt richtig. 


Sie ſei richtig, inſoweit Aufſicht und normengebende Ver- 


waltung nach Art. 144 Satz I in Verbindung mit Art. 145 ] in 
der Band des Staates liegen. Im Gegenſatz zur normen- 
gebenden Verwaltung ſtehe jedoch die voll ziehende 
Verwaltung, die ſelbſt keinerlei Normen für den Vollzug geben 


kann, ſondern nur nach Maßgabe der vom Träger der Schul- 


aufſicht gegebenen Normen die Verwaltung der einzelnen 
Schule vollziehe. Träger dieſer letzteren Art von Schulver— 
waltung ſeien vor allem die Schulleiter der einzelnen 
Schulen und die örtlichen Schulverwaltungskörperſchaften 
(Schuldeputationen, Schulpflegſchaften uſw.) ſowie die Ge— 
meinden in ihrer Tätigkeit bei der Verwaltung der äußeren 
Schulverhältniſſe. Dieſen ſtänden im allgemeinen weder auf— 
fichtliche noch normengebende verwaltende Befugniſſe zu, fie 
haben vielmehr die Verwaltung der einzelnen Schulen ge— 
rade nad, Maßgabe der von der Schulaufſichtsbehörde ge- 
gebenen Normen zu beſorgen und ſtehen in der pflichtmäßigen 
Beſorgung dieſer Verwaltung unter deren Aufſicht. 

Schon dieſe Ausführungen zeigen, daß die Vertreter der 
katholiſchen Kirche eifrig bemüht find, die Kirche in die Schul- 
aufſicht wieder einzuſchalten. Die Brücke dazu hat man mit 
grotzer Geſchicklichkeit zu finden vermocht: Man bezeichnet die 
Schulverwaltung als einen Teil der Schulaufſicht und 
hat dann natürlich keine Schwierigkeit mehr, den Geiſtlichen 
wieder zur Mitwirkung an der Schulaufſicht zu machen, ſoi es als 
Mitglied des Schulvorſtandes, als Mitglied der Schulpfleg— 
ſchaft. Zu beachten ift freilich dabei, daß beide Verfaſſer Bayern 
ſind, und daß ihnen daher bei allen dieſen Dingen in erſter 
Linie die der Kirche entgegenkommenden baveriſchen Verhält- 
niſſe vorſchweben. Das iſt aber keine Entſchuldigung. Wenn 


man das „Verfaſſungsrecht der deutſchen Schule“ 
begründen will, dann darf man der  Perfaffung 
nicht Gewalt antun und nicht Dinge miteinander 


vermengen, die allenthalben und beſonders in allen 
Schulgeſetzen getrennt behandelt werden. Die Beſtrebungen 
des Sentrums, bei allen Schulgeſetzen den Geiſtlichen in 
irgendeiner Form in das Geſetz hineinzubringen, ſind der 
deutlichſte Beweis dafür, daß man dabei nicht immer bloß 
an eine beratende und fürſorgende Tätigkeit denkt, ſondern viel 
weitergehende Pläne im Auge hat. Wenn dann die Lehrerſchaft 
berechtigtes Mißtrauen hegt, dann wundert man jih und 
tellt dieſes Mißtrauen als unberechtigt hin, aber die hier wie- 
dergegebenen Ausführungen ſagen doch deutlich genug, wie die 
Dinge in Wirklichkeit anzuſehen ſind; jedenfalls können ſie von 
uns als „verfaſſungsrechtlich“ nicht bezeichnet werden. 
Abzulehnen iſt nämlich nach Gſthelder die Rechtsauf— 
faſſung, daß das Mitwirkungsrecht der Kirche bei der Schul— 
aufſicht lediglich darin beſtehe, daß fie das Recht der 
Einſichtnahme in den Religionsunterricht habe, um fich davon 
zu überzeugen, ob er in Uebereinſtimmung mit den Grundſätzen 
der Religionsgeſellſchaft erteilt werde. Dieſe Auffaſſung ſtehe 
weder mit dem Wortlaute, noch mit der Entſtehungsgeſchichte 
des Art. 149 Abſ. I in Einklang. Es fei zwar unzweifelhaft 
richtig, daß der Religionsunterricht von der Beſtimmung in 
Art. 144 nicht ausgenommen iſt, für die ſtaatliche Schulaufſicht 
ergebe fid; jedoch aus der Beſtimmung des Art. 149 Abſ. T, 
die gleichwertig neben Art. 144 ſtehe, hinſichtlich des 
Religionsunterrichtes eine weſentliche Einſchränkung, eine ge- 
wiſſe Teilung der Gewalten zwiſchen Staat und Kirchen, 
Es ſtehe aber auch außer Sweifel, daß ſich für den Staat 
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ſofort die erheblichſten kulturpolitiſchen Schwierigkeiten er- 
geben würden, wenn er etwa bei der Wahrnehmung der Schul- 
aufſicht vor ailem hinſichtlich der Aufſtellung der normengeben— 
den Verwaltungsgrundſätze in Fragen des Religionsunterrichtes 
und der religiös-ſittl. Erziehung auf die Mitwirkung der 
Kirchen verzichten wollte. Er werde dieſe Mitwi-fung gar 
nicht entbehren können. Eine ſolche Mitwirkung ſchließe aber 
auch, Art. 144 ſelbſtverſtändlich nicht aus. „Staat“ im Sinne 
des Art. 144 feien die Cänder Dem Reiche ſtehe eine un- 
mittelbare Schulaufficht nicht zu; es wirke ſelbſt bei der 
Schulaufſicht nur normengebend mit, inſoweit alle reichsrecht— 
lichen Beſtimmungen über die Organiſation und die Derwal- 
tung des Schulweſens ſelbſtverſtändlich auch von den Ländern 
bei der Wahrnehmung der Schulaufſicht zu beachten jind. 
Laſſen fidh diefe Sätze, jo fragen wir, anläßlich der Einfegung 
eines Reichskommiſſars für Preußen auch auf dem Gebiete der 
Unterrichtsverwaltung wirklich aufrechterhalten d 
(Fortſetzung folgt.) 


Grundlagen der Schulrechtslehre in der 
Herbartſchen Pädagogik. 
(Zuſammenfaſſung.) 

Dr. Kurt Riedel, Dresden. 

I. Geſchichtlich. 

Schnlrechtslehre wird wie alle andern Zweige der Rechts— 
wiſſenſchaft und der Jugendführungslehre nicht gepflegt, um 
bloße Gedanken zu berichtigen, ſondern um die Sicht der Han- 
delnden zu klären. Su ſolcher Klärung trugen Herbart und 
ſeine Jünger auf dem Gebiet des Schulrechts mehr bei als 
jede andere Gruppe. Das iſt dadurch bedingt, daß in dieſem 
Kreiſe durch drei Menſchenalter hindurch die Schulrechesfrage 
einheitlich erörtert wurde. Aufnahme fremder Gedanken be— 
wahrte die Jünger Herbarts lange Sit vor Erſtarrung, ohne 
daß diefje dadurch Herbarts Grundanſicht von Staat und Ge- 
ſellſchaft, von Politik und Pädagogik untreu wurden. 

Die innere Geſchloſſenheit der Gruppe wurde gefördert 
durch das Band, das Seitſchriften und Vereinsleben um die 
zeitlich und räumlich getrennten Glieder ſchlangen. Von Seit— 
ſchriften find zu nennen: 

Pädagogiſche Revue, gegründet ron Karl Mager, 
fortgeführt von Scheibert wd Langbein. 

Jahrbuch des Vereins für wiſſenſchaftliche 
Pädagogik, gegründet von iller, nach deſſen Cod von 
Vogt, zuletzt von Rein herausgegeben, als Ausläufer des 
Jahrbuchs iſt die Vierteljahrsſchrift für philo⸗ 
ſophiſche Pädagogik, geleitet von Georg Weiß, zu 
erwähnen. ; 

Pädagogiſche Studien, 
(1876—93) u. a. (bis 1927). N 

Auch das Svangeliſche Schulblatt, gel iet ron 
Fr. Wilh. Dörpfeld, muß hier genannt werden, ebenſo die „E r- 
ziehungs jhule” von E. Barth. 

Von größter Bedeutung für die Bewegung war die vor— 
bildliche Tätigkeit des Vereins für wiſſenſchaft iche Pädagogik, 
den Siller 1868 gegründet hat. Auf den läb lichen Fa pt- 
verſammlungen wurden die Abhandlungen des vorjährigen 
Jahrbuches ausführlich beſprochen, die Verhandlungs- 
niederſchriften als „Erläuterungen zum Jahrbuch“ veröffent⸗ 
licht, beginnend mit dem 8. Jahrbuch (1876). Ueber die Ent- 
ſtehung des Vereins berichtet Friedr. Franke in den „Päd— 
agogiſchen Studien“ 1893, S. 229 ff. j 

In Bheinland-Weſtfalen waren Tuch DS pfelds Anregung 
bereits früher (ſeit 1848) Vereinigungen von Lehrern und 
Schulfreunden ins Leben getreten, die den Gedanken der 
„Schulgemeinde“ im Dörpfeldſchen Sinne pflegten. 

Beſonders ausführlich erörterte man Schulrechtsfragen 
auf den Pfingſtverſammlungen des Vereins für wiſſenſchaft⸗ 
liche Pädagogik 18844 in Annaberg (im Anſchluß an „Be⸗ 
merkungen zum ſächſiſchen Volksſchulge ez“ aus Sit lers Nach⸗ 
laß), in Jena 1890 (im Anſchluß an Trüpers Abhandlung 
„Erziehung und Geſellſchaft“), in Zwickau 1892 (im An⸗ 
ſchluß an Reins Aufſatz „Fur Schulgeſetzgebung“) und in 
Elberfeld 1895 (im Anſchluß an den Aufſatz „Nach welchen 
Grundſätzen muß ein preußiſches Volksſchulgeſetz entworfen 
und beurteilt werdend“ von Julius Bonfel ` a 


herausgegeben von Rein 


m 


Während der Swickauer Tagung gründete €. Barth die 
„Vereinigung von Freunden der freien Schulgemeinde“, um 
Dörpfelds Schulverfaſſungsgedanken der Verwieklichung näher 
zu bringen. Leider hat fih Dr. Th. Faeitzſch, der Scheiftführer 
der Vereinigung war, bisher vergeblich bemüht, die Nieder— 
ſchriften ausfindig zu machen. Nach feiner Erinnerung ging 
die Vereinigung bald wieder ein, da E. Barth erkrankte. “) 

In der Mitteilung über die Gründung in den „Pädago— 
giſchen Studien“ 1895 heißt es: Familienvereine müſſen ent⸗ 
ſtehen, die fich an eine beſtimmte Schule anſchließen und pflege- 
riſche Aufgaben übernehmen (Fürſorge für kranke und ſchwäch⸗ 
liche Kinder, Waiſen und Nalbwaiſen, Verwahrloſte, Sonderbe— 
gabte). Es ſcheint, als habe Barth daran gedacht, eine 
Partei zu gründen, um in Gemeindeverwaltung und Landtag 
für den Gedanken der freien Schulgemeinde kämpfen zu 
können (j. Päd. Studien, 1895, S. 56). 

Anläßlich der Pfingſtverſammlung 1895 in Elberfeld be— 
ſuchten die auswärtigen Mitglieder des Vereins f. wi. Päd. 
den kranken Rektor Dörpfeld in feinem Waldhauſe in Rons- 
dorf bei Barmen. Barth beeichtet darüber: „Linen beſonders 
tiefen Eindruck hat auf uns, die wir aus der Ferne gekommen 
waren, der Beſuch bei dem Altmeiſter Dörpfeld gemacht. 
Hatten doch viele von uns die weite Reife darum mit unter- 
nommen, um den Mann perſönlich kennenzulernen, der 
ihnen feit Jahrzehnten ſchon ein Gegenſtand inniger Der- 
ehrung und herzlicher Dankbarkeit geweſen war.“ Dörpfeld 
ſcheint bei dem Empfang im weſentlichen das geſagt zu haben, 


was er in feinem Briefe ausführte, den er dem ODorſitzen⸗ 


den Vogt anläßlich, der Pfingſtverſammlung in Annaberg 
(1884) geſandt hatte (abgedruckt in den „Erläuterungen“ zum 
Jahrbuch XVII. Jahrgang, Leipzig 1886, S. 72—76). > 

Getragen von dem Pfingſterlebnis in Elberfeld und der 
Kampfesſtimmung, die der Sedlitzſche Schulgeſetzentwurf 1892 
ausgelöſt hatte, fand Barths Plan zunächſt raſch vielſeitige 
Unterftütung. Nach einem Jahre meldete Barth 60 Nit- 
glieder: 5 Geiſtliche, 59 Lehrer, 12 Rektoren, 4 Univer- 
ſitätslehrer, und zwar aus Sachſen, Thüringen, Preußen, 
Heſſen, Bayern, Württemberg und Geſterreich (f. Päd. Studien, 
1895, S. 2449. 
Meinungsverfchiedenheit über Einzelfragen. 

Innerhalb des Kreiſes der Jünger Berbarts 
folgende Gruppen voneinander abheben: 

A. Mager, Scheibert, Langbein, Ballauft). 

B. Dörpfeld, Sahn?), Landfermannz), Hollenbergh, 
Jüttings), Honte), Horn), E. Schmidts), Gottſchalks). 

C. Sto y, Fröhlich, Steinthal. 

D. Hiller, Vogt, Barth, Triper, Rolle, Rein. 

Herbarts grundlegende Schulrechtsgedanken wurden mehr- 
mals im Rahmen von Darſtellungen der Ethik den Nachfahren 
ins Gedächtnis gerufen: Guft. Rartenſtein, Die Hrund- 
begriffe der ethiſchen Wiſſenſchaften, Leipzig 1844, Allihn, 
Die Grundlehren der allgemeinen Ethif, Leipzig 1861. J. Ww. 
Nahlowsky, Grundzüge zur Lehre von der Geſellſchaft 
und dem Staate, 1865. Perm. Steinthal, Allgemeine 
Ethik, Berlin 1885. Siller, Allgemeine praktiſche philo- 


*) Herrn OGberſchulrat Dr. Fritzſch bin ich für wertvolle Gin- 
weiſe zu Dank verpflichtet. 

1) Ballauf, Die Schule als Staatsanftalt, Oldenburgiſches Schül- 
blatt. 1850. . l i 

2) F. L. Zahn, Ein Wort über Leitung des Volksſchulweſens. 
Schulchronik. 1843. 8 
.) Ein Gutachten des Provinzialſchulrates Dr. Landfermann 
in Sachen des Volksſchulweſens. Schulchronik, 5. Jahrg. , 

a) Hollenberg, Schule, Staat, Kirche und das Unterrichtsgeſetz. 
Deutſche Seitſchrift für chriſtliche Wiſſenſchaft und chriſtliches 
Leben. 1860. 3 ü 

5) W. U. Jütting, Sprachliche und pädagogiſche Abhandlungen. 
1872. Don dem Kampfe um die Volksſchule in Preußen und von 
der Stellung und Beſoldung ihrer Lehrer. Berlin. 1889. i 

6) Julius Honte, Nach welchen Grundſätzen muß ein preußiſches 
Volksſchulgeſetz entworfen und beurteilt werden? Jahrbuch des 
Vereins für wiſſ. Päd. 1895. > ; 


p 


) Dietrich Horn, Welche Anforderungen ſtellen die Feitverhält⸗ 


niſſe an den Volksſchullehrerſtand. Gütersloh. — Derſelbe, Georg 
Klingenburg und feine Schulgemeinde. Gütersloh. „ 


für die Gegenwart. Langenſalza. 19200. 


°) Ernſt Schmidt, Dörpfelds Schulverfaſſung in ihrer Bedeutung 
% Richard Gottſchalk, Vorſchläge zur Umgeſtaltung des Eltern⸗ 


beirates. Tangenſalza. 1929. AE 


Trotz Einigkeit im giel herrſchte große 
laſſen fich . 
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ſophie, Langenſalza 1880, 2. Aufl. 1886. Wilhelm Rein, 
Grundriß der Ethik, 1892. f POE Te 

Auch die Schriften von Chr. Alb. Thilo dürfen hier 
erwähnt werden: Die theologiſierte Rechts⸗ und Slaatslehre, 
Leipzig 1861. Ueber das 2. Buch der allgemeinen praktiſchen 
Philoſophie Herbarts (Seitſchrift für exakte Pdiloſophie, 
18. Jahrg.), Eine Unterſuchung über Herbarts Ideenlehre in 
bezug auf Lott, Hartenſtein und Steinthal (ebenda 15. Jahrg.). 

Suletzt hat Th. Franke, „Staat und Schulerz'ehung in 
Herbarts Gedankengebäude“ unter dem Geſichtspunkt der 
jtaatsbürgerlichen Erziehung betrachtet (Jahrbuch des Der- 
eins f. wiſſ. Päd., Jahrg. 1915). Franke weiſt mit Wady 
druck auf die ſonſt zu wenig beachtete Stellungnahme Hera 
barts zur Staatserziehung hin. Er ſcheint mir aber doch da- 
bei im Gedankengang ſeiner Scheift „Der deutſche Staatsge⸗ 
danke in der Volksſchule“ (Leipzig 1912) in Be:barts Wocte 
über Politik und Pädagogik zuviel „ſtaatsbürgerliche“ €r- 
ziehungsabſicht im neueren Sinne hineingelegt zu haben. 

An dieſer Stelle ſei auch die unter der Leitung Wilhelm 
Reins entſtandene Diſſertation von Albert Mann erwähnt: 
„Das Verhältnis des Staates zum Bildungsweſen“, Cangen⸗ 
falza 1900, ſowie die Diſſertation von Popia, Herbarts Ges 
danken über das Verhältnis der Erziehung zum Staate. (Päd, 
Studien, Jahrg. 1905.) i . 

Wenden wir uns nun der inneren Entwicklung der Scd- 
rechtslehre im Beiba:tkreife zn! 5 

Den Grund zu dieſer Schulrechtslehre legte der Meiſter 
durch die klare Scheidung von Politik und Pädagogik, in- 
dem er dieſer die Sorge für die innere Entwicklung des Ein- 
zelmenſchen, jener die Sorge für den Fortbeſtand der Ge— 
ſellſchaft zuwies. Von Einzelheiten hob er beſonders den 
Widerſinn hervor, der in der Aufſtellung von Lehrplänen in 
der Form ſtaatlicher Dienſtvorſchriften liegt. l abe 

Karl Mager, von Hegel, Schleiermacher und vielleicht 
auch von Krauſe angeregt, wies mit Nachdruck auf den 
Unterſchied zwiſchen Staat und bürgerlicher Geſellſchaft hin 
und meinte, durch den Ausbau eines Provinzialſchulweſens 
die Schulverwaltung aus den Händen der Bücokeatie in die der 
bürgerlichen Selbſtverwallung legen zu können. In Ausein- 
anderſetzung mit dem Schulrechtler Heinrich Gräfe kam 
Mager zu einer Schulverfaſſungslehre (Scholaſtik), in der 
die Schule weder ſtaatlich noch eigenſtändig, ſondern cine: 
Anſtalt der bürgerlichen Geſellſchaft iſt. ; 

Ert Scheibert folgerte aus Herbarts Seelenlehre die 
Notwendigkeit der Bekenntnisſchule und gab dadurch der 
Schulrechtslehre im Herbartkreiſe ein Gepräge, daß den fort: 
ſchrittlichſten Teil der deut chen Volksſchullehrerſchaft abſtoßen 
mußte. Scheiberts Derdienſt liegt in der Gewinnung eines 
pädagogiſchen Schu begriffes, denn Be bert kannte nur 
den Gewerbebegriff, Mager nur den Anſtaltsbegriff Schule. 
Scheibert vermittelte dem Harbertkreiſe bedeutungsvolle Ge— 
danken Schleiermachers. Er verkoppelte den Gedanken der 
freien Schulgemeinde mit dem Elternrecht. 

W. Cangbein wies ausdrücklich auf die Gefell- 
ſchaftslehre des Krauſeſchülers Heinrich Ahrens hin, die eine 
wiſſenſchaftliche Begründung der Befreiung der Schule vom 
Staate enthält (Pädagogiſches Archiv. Berausgeg. v. W. 
Langbein. Stettin 1861, S. 158 ff). a. 

Dörpfeld verwertete Gedanken von Heinrich Ahrens. Er 
verſchränkte den Schulgemeindebegriff mit der konfeſſionellen 
Bindung der Schule fo innig, daß feine Schulverfaſſungslehre, 
von dem liberalen Teil der Lehrerſchaft als rückſchrittlich, von 
dem konſervativen Teil als kirchenfeindlich abgelehnt wurde. 
An feinem Lebensabend plante er, in einer neuen Schrift den 
Gedanken der freien Schulgemeinde umfaſſender als in ſeinen 
früheren Darſtellungen aus der Sthik zu entwickeln, und in 
einer zweiten die Durchführbarkeit und Wützlichk it der freien 
Schulgemeinde juriſtiſchen und theologiſchen Kreiſen darzulegen 
(ſ. Päd. Studien, 1895, S. 241). Re 3 

Dörpfeld ſtellte an den Anfang der Schulverfaſſungslehre 
den Grundſatz, daß die Schule am engſten mit der Familie 
verbunden ſei. Die Schule ſei die Hilfsanftalt der Familie. 
Neben dem Familienverein anerkann'e er als Schulintereſſen⸗ 
ten: Kirche, bürgerliche Gemeinde und Staat. Seine Schul⸗ 
verfaſſung ift. ein formaldemokratiſcher Ausgleich der Schule 
anſprüche dieſer vier Gruppen. Das Suſammenwirken dieſer 
Gruppen in der öffentlichen Erziehung foll zu einer „allge⸗ 
meinen Sittenanfficht über die Ingend“ werden. Nach feinem 


Dorfchlag vom Jahre 1863 follen auf allen Stufen der 
Schulverwaltung Vertreter des Lehramtes, nach feinem Vor— 
ſchlag vom Jahre 1892 Vertreter der Lehrerſchaft mit- 
wirken. Die private Form der Schule entſpricht nach Dörpfeld 
nicht dem Weſen der Schule. 

Stop vertrat die Anſicht, daß der Gedanke der freien 
Schulgemeinde ſich ſehr wohl mit der Forderung der Simultan- 
ſchule vertrage. Er gliederte die Schulrechtslehre als „Schul⸗ 
kunde“ in das Ganze der Jugendführungslehre ein. 

Fröhlich erkannte die Notwendigkeit, duſch beſſere 
Vorbildung der Lehrer und durch entſprechenden Ausbau der 
Selbftverwaltung des Lehrerſtandes die Entwicklung der freien 
Schulgemeinde vorzubereiten. Er fah ein, daß die Mitwirkung 
des Staates beim Ausbau des Schulweſens vorläufig nicht 
entbehrt werden kann. Er fah wie der liberale Staatsrecht- 
ler Bluntſchli im Staat den allgemeinen Vormund der Geſell— 
ſchaft. Mit dem Hinweis auf den Reichsfreiherrn vom Stein 
deutete er an, daß die freie Schulverfaſſung dem Geiſte ger— 
maniſcher Selbſtverwaltung entſpricht. 

Der Gedanke berufsſtändiſcher Staatsverfaſſung wurde 
dem Herbartkreiſe auch von Julius Honte nahegelegt, 
der als Hannoveraner im politiſchen Sinne mit Vorliebe 
die föderaliſtiſche Staatslehre von Konjtantin Frantz, der Bis- 
marcks Staatsbau verurteilte, zur Begründung einer freien 
Schulverfaſſung heranzog. Er wies die Erziehung dem Eltern- 
hauſe, den Unterricht der bürgerlichen Gemeinde zu nicht dem 
Staate: „Die Erfahrung dieſes Jahrhunde ts lehrt vielmehr, 
daß das ftaatliche Schulweſen, tros aller Arjt engungen und 
Erfolge der Behörden ga: nich zur Vol'sſ ach geworden ift.” 
(Jahrgang 1893, S. 150.) — Der Schulabbau feit dem Jahre 
1931 beſtätigt leider dieſe Erfahrung. 

„Je mehr freie Lebensgemeinſchaften im Staate wohnen, 
als deren Schutz- und Schirmherr er daſtebt, deſto feſter 
it feine Baſis im Volke, deſto größer der Reichtum, der 
ihm an friſchen Kräften, neuen Ideen und materiellen Mitteln 
zuſtrömt.“ Bonke hielt es nicht für zweckmäßig für das 
Schulweſen freie Selbſtverwaltung zu fordern, ohne dobei 
zu fagen, daß diefe nur eintreten kann, wenn der Geundſatz der 
Selbftverwaltung auf allen Geb'eten anerkaen und allmähl ch 
durchgeführt werde. Sehr richtig ſagt Bonte: „Nur durch 
klare Scheidung der Staatsgeſellſchaft von den andern Ge— 
ſellſchaftsformen werden Kräfte und Gedanken feei, die zum 
Beile des Ganzen wirken können, aber heute noch gebunden 
ſind. Dieſe Forderung bedeutet mehr als Teilnahme an der 
Geſetzgebung. Nicht in den Nammerverhandlungen und ih en 
Ergebniſſen, ſondern in der Regierung und Einzelverwaltung 
liegt der Schwerpunkt des Staatslebens ... Ale tiefg eif nden 
Veränderungen und Verbeſſerungen müſſen darum auch mit 
einer Reform der Regierungsweiſe beginnen.“ (a. a. G. S. 
123.) Konfe dürfte heute mehr Huſtimmung zu dieſem Satze 
finden als vor vierzig Jahren. 

Siller belaftete den Gedanken der freien Schulgemeinde 
mit der Forderung bekenntnismäßiger und beſitzſtändi⸗ 
ſcher Schulgliederung. Er hat das Derdienft, auf den Wider— 
ünn pädagogiſcher Dienſtvorſchriften nachdrücklich hinge- 
wieſen zu haben. Er ſchied die „Erziehungsſchule“ ſchulver⸗ 
faſſungsmäßig ſcharf vom Fachſchulweſen. Siller befürwortete 
Privatſchulen. 

Vogt eritrebte die „Standesautonomi?“ der Lehrer und 
kämpfte für die hochſchulmäßige Vorbildung aller Päd— 
agogen. Auch O. Frick (Halle) verteidigte den „autonomiſchen 
Weg“ Vogts (f. Erläuterungen zum 25. Jahresbuch des 
Vereins f. wiſſ. Päd. S. 5). 

Hermann Rolle, ein Geiſtlicher, unterſuchte in meh— 
reren Schriften Einzelfragen der freien Schu'verf fung, und 
gelangte zu beachtenswerten Ergebniſſento). Er win’chte 
weitgehende Selbſtverwaltung der Lehrerſchaft und ent- 
ſcheidenden Einfluß des Lehrers in der Schalgemeinde. Der 
Lehrer foll die Seele der Schulgemeinde bilden. Als Obmann 
des Schulweſens foll er dem Gemeinderat und dem Kirchen 


10) Hermann Rolle, Die Ortsſchulaufſicht, insbeſondere, ob 
der Geiſtliche dabei beteiligt ſein ſoll. Saalfeld. 1885. Staat, 
Schule und Kirche in ihrem gegenſeitigen Verhältnis. (Geſter— 
reichiſcher Proteſtant. 1885. Die finanzielle Selbſtändigkeit der 
Schule. Evangeliſches Schulblatt. 1888. Die Selbſtändigkeit der 
Schule inmitten von Staat und Kirche. Pädagogiſche Studien, Jahr- 
gang 1889. Schulgemeinde. In Reins Enzyklopäd. Bandbuch der 
Dädaagoaik. 2. Aufl. (1908). Bd. 8. S. 156—172, 
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vorſtande beigeordnet ſein. „Staat, Schule und Kirche ſollen 
eine Geſamtperſönlichkeit bilden, in welcher wie in Chriftus 
das Nönigtum (Staat), Prophetentum (Schule) und Prieſter⸗ 
tum (Kirche) vereinigt find.“ Das geſellſchaftliche Ganze 
möge einen Körper mit drei Syſtemgruppen darſtellen, in dem 
der Schule der Unterricht, dem Staate aber die Regierung 
und der Kirche die Sucht (im Sinne Herbarts) zufalle. 
Der Schulgemeinde weift Rolle ein weites Betäligungsfeld zu; 
jie foll fih auch der Jugend im Nachſchulalter annehmen 
und Preſſe, Schrifttum, Schauſtellungen überwachen, die ftu- 
dierende Jugend foU mit der Heimatſchulgemeinde ver- 
bunden bleiben und während ihrer Ferien am Schulleben 
des Heimatortes teilnehmen. Die Schulgemeinde ſetzt ſich 
nach Rolle nicht nur aus den Familienvätern zuſammen, 
ſondern auch aus Schulgönnern. Die Familienväter und 
die Schulgönner follen / der Schullaſten tragen, Staat und 
Kirche je 1/5 Der Gedanke, daß der Schulgemeinde 
auch Schulfreunde rechtlich angehören können, 
it neu und wichtig. Die Fachſchulgenoſſenſchaften 
follen fih an Erziehungsſchulgenoſſenſchaften anlehnen. 

Barth hegte den Gedanken, die freie Schulgemeinde 
im Rahmen kleiner „Sozialgemeinden“ von einheitlichem irch- 
lichen Gepräge auszugeſtalten. 

Durch Trüper wurden erneut Schleiermacherſche Ge- 
danken in den Berbartfreis getragen, von manchen Mie gliedern 
allerdings mit dem Bemerken zurückgewieſen, daß ja alles 
Weſentliche ſchon bei Herbart geſchrieben ſtehet. Später per- 
knüpfte Trüper den Begriff der freien Schule mit dem der 
Privatſchule. 

Mit Wilhelm Rein gelangte die Berbartſche Be- 
wegung zum Stillſtand. Er ergänzte die Schulverfaſſungs⸗ 
lehre, indem er einen einheitlichen Aufbau des Schulweſens 
forderte. Mit dem unzeitgemäßen Gedanken einer „chriſt⸗ 
lichen“ Simultanſchule klingt in Reins Scheiften die Idee der 
freien Schulverfaſſung im Sinne Dörpfelds aus. 

Die geſchichtliche Bedeutung der Herbartſchen Schulrechts⸗ 
lehre wird erſt in Zukunft voll gewürdigt werden, wenn der 
große Gedanke der freien, eigenſtändigen Schule die letzten 
Reſte des mittelalterlichen Bandes, das die Schule jabr- 
hundertelang an die Kirche feſſelte, abgeſtreift haben wird. 

Die Frage, die in den „Pädagogiſchen Studien“, Jahrg. 
1885, im Anſchluß an zwei geiſtliche Schmähurteile über 
Dörpfelds „Leidensweg der Volksſchule“ aufgeworf in wurde: 
„Sollte es denn ſo gewendet ſein — wie manche glauben — 
daß die Schulverfaſſungsfrage, ſoweit fie die Anliegen der 
Lehrer betrifft, nur unter Serreißung des Bandes zwiſchen 
Kirche und Schule ſich löſen wird?“ — ift von der Geſch'chte 
eindeutig beantwortet. Daß Herbarts Jünger „eine beſſere 
Hoffnung feſthalten und vertreten“ wollten, war ihr zeitbe— 
dingtes Mißgeſchick. (Fortſ. folgt.) 


Geſetze und Derordnungen. 


Preußen. 

Schulleitung und Konferenzreht. Erl. d. Reichskommiſſars 
— Preuß. Min. f. Wiſſenſchaft, Kunſt⸗ und Volksbildung vom 
31. Januar 1955. U II A Ar. 102, U II C, U II D. 1. 

Der Erlaß hat in feinen weſentlichen Teilen folgenden Wort- 
laut: 

Die durch die Beſtimmung vom 20. September 1919 und 30. Of- 
tober 1925 angeordnete Neugeſtaltung des Konferenzrechts und der 
Schulleitung hat die Erwartungen, die in ſie geſetzt waren, nicht voll 
erfüllt. Wohl hat fih der Grundſatz. daß das geſamte Kollégium die 
Verantwortung für die unterrichtliche und erziehliche Arbeit der 
Schule zu tragen hat, im großen und ganzen bewährt. Die Erfahrung 
hat aber gezeigt, daß eine klare Feſtlegung und Abgrenzung der Auf⸗ 
gaben, für die der Schulleiter die Verantwortung trägt, eine weſent— 
liche Vorbedingung für eine geordnete Schularbeit bildet. Die not- 
wendig gewordene Vergrößerung der Schulaufſichtsbezirke und die 
infolge der Verwaltungsreform eintretende Erweiterung des Auf- 
gabenkreiſes der Schulräte laſſen eine dahin zielende Neuordnung be⸗ 
ſonders dringlich erſcheinen. Ich beauftrage deshalb die Regierung 
— das Provinzialſchulkollegium —, die für den Bezirk geltenden 
Beſtimmungen über die Schulleitung und das Konferenzrecht nach 
folgenden Grundſätzen einer Prüfung zu unterziehen und nach An- 
hörung des Bezirkslehrerrats neu zu geſtalten. nn 
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Der Rektor (Schulleiter) vertritt die Schule nach 
außen und trägt der Schulaufſichtsbehörde gegenüber die Derant- 
wortung a) für die Ordnung im inneren und äußeren Schulbetrieb, 
insbeſondere b) für die Innehaltung der behördlichen Anweiſungen. 

Die Lehrer ſind gehalten, die Anordnungen des Rektors, ſoweit 
ſie im Rahmen ſeiner Befugniſſe liegen, zu befolgen. Der Rektor 
hat das Recht und die Pflicht, den Unterricht der Lehrer zu be— 
ſuchen und dabei ſich ergebende Fragen nach Beendigung des Unter— 
richts zu beſprechen; er iſt jedoch ohne Wunſch der Lehrer nicht be- 
fugt, in den Unterricht einzugreifen. Das Recht, in unterrichtlicher 
oder erziehlicher Richtung Anweiſungen zu geben, erforderlichenfalls 
auch durch Eingreifen in den Unterricht, ſtebt ihm ohne beſonderen 
amtlichen Auftrag nur zu, ſoweit es ſich um Schulamtsbewerber vor 
Ablegung der 2. Prüfung handelt. Soweit es ſich um Erteilung von 
Jeugniſſen oder um Feſtſtellung der Verſetzungsreife handelt, ift es 
ihm unbenommen, nach ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen die Prüfung 
von Schülern aller Ulaſſen ſelbſt zu übernehmen. Der Rektor 
hat das Recht, den Mitgliedern des Lehrerkollegiums bis zu drei 
Tagen Urlaub zu erteilen. 


Das Lehrerkollegium (in feiner Geſamtheit und jedes 
Mitglied im einzelnen) hat der Schulaufſichtsbehörde gegenüber die 
Verantwortung für alle die gemeinſame Arbeit regelnden unterricht— 
lichen und erziehlichen Maßnahmen. Es iſt insbeſondere im Rahmen 
ſeiner Befugniſſe dafür verantwortlich, daß die ihm anvertraute Ju— 
gend in lebendiger Daterlandsliebe, in gegenſeitiger Achtung und 
Duldung aller Volksgenoſſen, im Gehorſam gegen die Staatsgewalt 
und in dem Geiſte des chriſtlichen Glaubens, zu dem ſich die Eltern 
der Uinder und die Lehrer gemeinſam bekennen, erzogen wird. Für 
das Zuſammenwirken der Mitglieder des Kollegiums in der gemein— 
famen Arbeit trägt der Rektor oder fein Vertreter als Vorſitzender 
der Konferenz die Verantwortung. Den Mitgliedern des Kollegiums 
wird der gegenſeitige Ulaſſenbeſuch bei beiderſeitigem Einverſtändnis 
empfohlen. l 

Don entſcheidender Bedeutung für das innere Leben der Schule 
bleibt hiernach die fruchtbare Geſtaltung der Konferenzarbeit. Sie 
hat im Anſchluß an die Gegebenheiten des Schullebens und in ſtän— 
diger Fühlungnahme mit der pädagogiſchen Theorie Richtlinien für 
die gemeinſame erziehliche und unterrichtliche Arbeit des Kollegiums 
feſtzuſtellen, die ſür das Verhalten des einzelnen Lehrers, unbeſchadet 
der dielem zuſtehenden Freiheit, letzten Endes wegweiſend fein 
müſſen. Die gemeinſame Arbeit jol umfaſſen: Die Feſtſetzung 
allgemeiner Richtlinien für den Stundenplan, die Aufſtellung des 
Lehrplanes, die Verwendung der der Schule für Lehr- und Lern- 
mittel zur Verfügung ſtehenden Geldmittel, die Veranſtaltung von 
Schulfeiern, die Schulgeſundheitspflege, die FHuſammenarbeit mit 
dem Jugendamt. 

Beſchlüſſe des Lehrerkollegiums werden nach Stimmenmehrheit 
gefaßt, bei Stimmengleichbeit entſcheidet die Stimme des Schul— 
leiters oder feines Vertreters. Stimmberechtigt find alle angeſtellten 
Lehrer und alle länger als 6 Monate an der Schule beſchäftigten 
Schulamtsbewerber. Auf Wunſch eines Drittels der ſtimmberechtigten 
Mitglieder des Kolleaiums hat der Rektor eine Konferenz zu be— 
rufen. Iſt der Rektor der Ueberzeugung, daß Beſchlüſſe der Konfe- 
renz der Aufgabe der Schule widerſprechen oder die Erreichung des ihr 
geſteckten Ziels erſchweren, ijt er verpflichtet, dem Schulrat von dem 
Tatbeitand und feiner Beurteilung desſelben Kenntnis zu geben. 
Dem Schulrat bleiben etwaige Anordnungen vorbehalten. 


An der Notwendiokeit gemeinſchaftlicher Arbeit an dem der 
Schule geſteckten Fiel, findet die Freiheit des einzelnen Lehrers ihre 
Grenze. Grundſätzlich trägt jeder Lehrer für ſeine eigene Arbeit der 
Schulaufſichtsbehörde gegenüber die volle Verantwortung. Ihm liegt 
auch der Verkehr mit den Eltern der Kinder feiner Klaffe ob; die 
Beilegung von Swiſtigkeiten zwiſchen Eltern und Lebrern ijt Aufgabe 
des Rektors. 

Etwaige Verſtöße einzelner Lehrer gegen die Ordnung des 
Schullebens ſowie alle perſönlichen Angelegenheiten der Lehrer ge— 
hören nicht vor die Konferenz. Wird nach Anſicht eines Mitgliedes 
des Kollegiums die Arbeit der Schule durch derartige Vorkommniſſe 
geſtört oder das Anſehen der Schule herabgeſetzt, ſo wird es ernſtlich 
zu prüfen haben, ob es im Intereſſe der Schule dem Rektor davon 
Mitteilung zu machen hat. Dieſem bleibt es vorbehalten, die er— 
forderlichen Maßnahmen (Beſprechung mit dem Lehrer, gegebenen— 
falls mit dem Schulrat) zu ergreifen. 

Die Beſtimmungen dieſes Erlaſſes treten an die Stelle der— 
jenigen der Erlaſſe vom 20. September 1919 — U III B 2221 — 
und vom 30. Oktober 1925 — U III B 5894. 1 —. b 
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Schulleiterwahl. Erl. d. Reichskommiſſars — Preuß. Min. f. 
Wiſſenſchaft, Kunſt u. Volksbildung vom 31. Januar 1955. UILA 
Nr. 105, U IIC, GI D. . ; 

„Die beſonderen Aufgaben, die angeſichts der fortdauernden 
Beunruhigung des öffentlichen Lebens der Schulerziehung der 
Jugend zufallen, machen es erforderlich, daß die Leitung der Schulen 
Perſönlichkeiten übergeben wird, die nach ſtrengen Uaßſtäben Ges 
währ für die Erfüllung der ihnen anvertrauten Aufgaben bieten. 
Als Leiter von Schulen kommen nur Perſönlichkeiten in Betracht, 
die menſchlich und geiſtig gereift genug ſind, um, über alle unſach— 
lichen Rückſichten hinweg, ibre Mitarbeiter zu einer in lebendiger 
Verantwortung für die Jugend aller Stände und Lager geſchloſſenen 
Arbeitsgemeinſchaft zu führen und in dieſer Geſinnung ſich ſelbſt 
ſtets vorbildlich einzuſetzen. Insbeſondere zur Leitung von Volks- 
ſchulen, die ſchon zu 6 aufſteigenden Ulaſſen entwickelt find, follen 
künftig von der Schulaufſichtsbehörde nur ſolche Lebrer ausgewählt 
werden, die ſich in ihrer Arbeit beſonders bewährt, an ihrer Weiter— 
bildung ernſtlich und mit nachweisbarem Erfolg gearbeitet haben 
und die nach der Beurteilung ihrer geſamten Perſönlichkeit die 
Gewähr dafür bieten, daß ſie den Aufgaben der Schulleitung ge— 
wachſen find (vgl. Erlaß vom 31. Januar 1955 — U II A 102 —). 
Gegebenenfalls ſind auch Lehrer an einklaſſigen und wenig ge— 
gliederten Schulen zu berückſichtigen. 

Soweit Schulverbänden das Wahlrecht zuſteht, gilt das gleiche 
ſinngemäß für die Beſtätigung der Wahlen. Den Schulverbänden 
iſt zu empfehlen, freie Rektorſtellen auszuſchreiben und die Wahl 
auf Grund der eingehenden Meldungen nach obigen Grundſätzen zu 
treffen. 

Ich erwarte, daß die Regierungen ſich der Bedeutung dieſer 
Frage ſtets bewußt bleiben werden.“ 


Schulzucht, körperliche Züchtigung. 
Wiſſenſchaft, K. u. Volksbildung vom 51. Januar 1955. 
Nr. 101, UHD, UIIC. 1. 

Der Erlaß bezieht fih auf das Schreiben des Reichsminiſters 
des Innern an die Unterrichtsminiſter der deutſchen Länder vom 
28. Juli 1952, in dem darauf hingewieſen wird, daß die Jugend 
nur dann für ihren Dienſt an Volk und Staat wohl vorbereitet 
ſei, wenn ſie unbeſchadet ihrer Erziehung zur Selbſtändigkeit und 
zum lebendigen Gebrauch ihrer Kräfte gelernt habe, ſich in Zucht 
und Gehorjan den Ordnungen der Erziehungsgemeinſchaften cin- 
zufügen und ſich willig echter Autorität unterzuordnen, und fährt 
dann fort: „Ich ſtimme dem zu und wünſche, daß feitens der 
Schulaufſicht alles geſchieht, um eine Erziehung der Schuljugend 
nach dieſen Grundſätzen ſicherzuſtellen. Es iſt dabei zu beachten, 
daß die innere Vorausſetzung für die Ausübung jeder Autorität 
das Bewußtſein der perſönlichen Verantwortung bildet, daß dieſes 
Bewußtſein aber bei dem Lehrer nur da wirkſam werden kann, 
wo ihm eine ausreichende Selbſtändigkeit des Handelns gelaſſen 
wird. Zur Aufgabe des Schulaufſichtsbeamten gehört pädagogiſche 
Führung, die ſich auf begründete und als begründet anerkannte 
Autorität ſtützt; ſolche Führung wird aber ihr Siel nur in ver- 
trauensvoller Zuſammenarbeit und in gegenſeitiger Achtung der 
dem andern zufallenden Verantwortung erreichen. 

Dies gilt wie für die unterrichtliche Arbeit ſo in noch höherem 
Maße für alle Maßnahmen auf dem Gebiete der Erziehung. Der 
Erlaß vom 29. März 1928 — U III C 210 J, U Il — bezweckt, 
die Strafe der körperlichen Hüchtigung nach Möglichkeit aus der 
Erziehungsarbeit der Schule auszuſchalten. Daß dies geſchehe, iſt 
auch mein ernſtlicher Wunſch. Es liegt aber nicht in der Abſicht 
des Erlaſſes, den Lehrer der perſönlichen Entſcheidung und Der- 
antwortung zu entheben. Dem in pädagogiſchem Ernſt und innerer 
Pflichttreue arbeitenden Lehrer ſoll auch die Gewißheit, bei ſeiner 
vorgeſetzten Behörde den für die Wahrung feiner Autorität not- 
wendigen Schutz zu finden, nicht genommen werden. 

Die Schulaufſichtsbehörde wird daher ſorgſam zu prüfen haben, 
ob oder wie weit der Lehrer bei der Wahl der von ihm angewendeten 
Erziehungsmittel aus allgemeiner gewiſſenhafter pädagogiſcher 
Haltung gehandelt oder ob er etwa bei Anwendung der körperlichen 
Züchtigung fich grundſätzlich in Widerſpruch zu der Abſicht des 
Erlaſſes vom 29. März 1928 geſetzt hat. Auch in den Fällen, 
in denen fich herausſtellt, daß der Lehrer fich in feinen erziehlichen 
Maßnahmen in dieſer Richtung vergriffen hat, würde es nicht meinen 
Abſichten und Wünſchen entſprechen, wenn die Schulaufſichts⸗ 
behörden in der Verhängung der im Erlaß genannten diſziplinaren 
Maßnahmen das regelmäßig anwendbare Mittel zur Erreichung des 
Ziels des Erlaſſes ſehen würden. Die Ueberwindung der Gefahr 
einer pädagogiſch unrichtigen Anwendung der Füchtigungsſtrafe in 
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erſter Linie und regelmäßig von Beſtrafungen der Lehrer zu er- 
warten, wäre ein Irrtum. 
erzieheriſchen Geſichtspunkten iſt in den meiſten Fällen für die 
künftige Berufsarbeit des Lehrers wertvoller und von nachhaltigerer 
Wirkung als eine in erſter Linie durch beamtenrechtliche Erwägungen 
geleitete. Solange es insbeſondere nicht gelingen kann, die äußeren 
Vorausſetzungen für die Durchführung der Schulzucht ohne ſchwerere 
Schulſtrafen fo zu geſtalten, wie es erwünſcht wäre, bleibt es Auf⸗ 
gabe der Schulaufſichtsbehörde, bei der Feſtſtellung von Verſtößen 
gegen den Erlaß vom 29. März 1928 die Frage des perſönlichen 
Derſchuldens unter ſorgfältiger Berüdfichtigung der inneren und 
äußeren Vorbedingungen für das beanſtandete Verhalten des be— 
teiligten Lehrers zu klären und das Ergebnis dieſer Prüfung bei 
der Entſchließung der Schulaufſichtsbehörde ſorgſam zu werten. Ich 
erſuche die Regierungen, dieſe Gedanken zur Richtlinie für die 
Durchführung des Erlaſſes vom 29. März 1928 — U III C 710 J. 
U HI — zu machen.“ 


Anhalt. 

Dienſtanweiſung für Aektoren, Schulleiter und Lehrer an den 
anhaltiſchen Mittel- und Volksſchulen. Erl. d. Anh. Staatsmin. 
vom 5. November 1932. 

Die Verf. der Unb. Regierung, Abt. f. d. Schulweſen vom 
5. Auguſt 1922/27. November 1926, durch die die ſogenannte 


kollegiale Schulleitung in Anhalt eingeführt wurde“), wird mit: 


Wirkung vom 1. April 1955 aufgehoben und durch folgende Be- 
ſtimmungen (bier im Auszuge wiedergegeben) erſetzt: ; 

A. Der Rektor. I. Allgemeines. 
Mittelſchulen mit wenigſtens 4 aufſteigenden Klafjen, von voll- 
ausgebauten Volksſchulen und gemischten Schulſpſtemen, die in der 
Regel 12 Klaſſen umfaſſen, führen die Amtsbezeichnung Rektor. 
2. Die Ernennung der Rektoren erfolgt durch das Anbaltiſche 
Staatsminiſterium auf Lebenszeit. 


II. Rektor und Behörde. 1. Der Rektor unterſteht dem 
Anhaltiſchen Staatsminijterium, Abteilung Volksbildung, ſoweit 
nicht die Erledigung beſtimmter Angelegenheiten der Areisſchulauf— 
ſicht übertragen wird. 2. Er iſt verpflichtet, alle Anordnungen 
feiner vorgeſetzten Behörde durchzuführen, etwa fich ergebende Be- 
denken aber ſofort anzuzeigen, die von ihm geforderten Berichte 
rechtzeitig zu erſtatten und über alle wichtigeren Angelegenheiten 
der Schule zu berichten. 5. Er iſt befugt, ſich in dringenden Fällen 
bis zu 5 Tagen ſelbſt zu beurlauben, jedoch nicht im Anſchluß an 
die Ferien oder an ſonſt erteilten Urlaub. 


*) Die angezogene Verf. beſtimmt in ihrem grundſätzlichen Teil: 

0 1) Um mehrfach hervorgetretenen Wünſchen der Lehrer zu ent- 
ſprechen, hat der Staatsrat für Anhalt beſchloſſen, die ſogenannte 
kollegiale Schulleitung in den Volks- und Mittelſchulen Anhalts 
verſuchsweiſe in der Erwartung einzuführen, daß die davon erhofften 
günſtigen Wirkungen für das geſamte Schulweſen eintreten werden. 
Su dieſem Sweck hat er die anliegende Dienſtanweiſung für anhal— 
tiſche Schulleiter (Schulleiterinnen) erlaſſen, in der die gegenſeitigen 
Rechte und Pflichten der ee und der anderen Lehrer ge— 
ordnet ſind. 

(2) Die Pes g tritt am 3. Auguſt 1922 in Kraft. 
Sie findet auch Anwendung auf die amtliche Tätigkeit der früheren 
Rektoren, die unter Beibehaltung ihrer Amtsbezeichnung und ihres 
Gehaltes als Schulleiter in ihrer Stellung verbleiben. 

(3) Was die ſonſtige Beſtellung der Schulleiter anlangt, ſo wird 
darüber unter Aufhebung der Verfügung vom 25. April 1919 — 
Amtsblatt Nr. 41 — folgendes beſtimmt: 

(4) In Schulen mit nur zwei Lehrern ift der dienſtälteſte 
Lehrer der beſtellte Leiter, falls nicht unſererſeits aus wichtigem 
Grunde ausnahmsweiſe eine andere Regelung vorgenommen wird. 

(5) In Schulen mit drei bis fünf Lehrern wählt der Lehr- 
körper aus ſeiner Mitte einen Leiter und berichtet uns hierüber 
durch Vermittelung der Kreisſchulaufſichtsbehörde Wenn die Wahl 
nicht binnen vier Wochen von uns beanſtandet wird, ift die Be— 
ſtellung des Benannten als erfolgt anzuſehen. 

(6) Die Ernennung der Schulleiter in Schulen mit mehr als 
fünf Lehrern erfolgt auf Vorſchlag der Regierung, Abteilung für 
das Schulweſen, und nach Anhörung des Lehrerkollegiums ſowie 
des Schulausſchuſſes, Abteilung B, durch das Staatsminiſterium. 

(2) Die Beſtellung erfolgt auf ſechs Jahre. Sie kann rückgängig 
gemacht werden, falls es im dienſtlichen Intereſſe für notwendig 
gehalten wird oder aus triftigen Gründen vom Schulleiter lee! 
oder vom Lehrkörper beantragt wird. l 


Eine Beurteilung unter menſchlich⸗ 


1. Die Leiter von 


Die Vertretung iſt dem 


—— Nr. 2 
dienſtälteſten Lehrer — in Mittelſchulen dem dienſtälteſten Mittel⸗ 
ſchullehrer — zu übertragen. Jeder ſelbſterteilte Urlaub iſt der 
vorgeſetzten Behörde zu melden. Derreijt der Rektor in der Ferien⸗ 
zeit, bat er gleichfalls den mit feiner Vertretung beauftragten Lehrer 
zu bezeichnen. 


III. Rektor und Lehrer. J. Der Rektor ift den Lehrern 
ſeiner Schule dienſtlich übergeordnet. Jeder Lehrer iſt an die An⸗ 
ordnungen des Rektors gebunden, er iſt jederzeit berechtigt, gegen 
ſie die Entſcheidung des Anhaltiſchen Staatsminiſteriums, Abteilung 
Volksbildung, anzurufen, wenn eine vorhergehende perſönliche Ausa 
ſprache nicht zum Ziele führt. Bis zu der Entſcheidung des Anhal⸗ 
tiſchen Staatsminiſteriums find die Anordnungen des Rektors durch 
zuführen. Diſziplinarbefugnis gegenüber den Lehrern ſteht dem 
Rektor nicht zu. — 2. Er iſt vorſitzendes Mitglied des Lehrkörpers. 
— 5. Er führt die neueintretenden Lehrer in ihr Amt ein und macht 
ſie unter Hinweis auf die Dienſtanweiſung mit ihren Amtspflichten 
bekannt. Ebenſo liegt ihm die Entlaſſung der aus dem Dienft 
ſcheidenden Lehrer ob. — 4. Als Berater und Kübrer des Lehrkörpers 
unterſtützt er die Lehrer in der Erfüllung ihrer Dienſtobliegenheiten. 
Verſtöße gegen diefe wird er zweckmäßig durch perfönliche Aus- 
ſprache abſtellen. Wo indeſſen ſeine Erinnerung nicht ausreicht, iſt 
er verpflichtet, die Hilfe der vorgeſetzten Behörde anzurufen. — 
5. Er ift nicht befugt, Seugniſſe über die amtliche Tätigkeit der 
Lehrer auszuſtellen — 6. Er ordnet die Vertretung eines erkrankten 
Lehrers an. Erſtreckt fid} die Dauer der Vertretung vorausſichtlich 
über 8 Tage hinaus, ſo hat er ſeiner vorgeſetzten Behörde Anzeige 
zu erſtatten und hinſichtlich der Vertretung die erforderlichen An— 
träge zu ſtellen. — 7. Er kann bei dringender Veranlaſſung einzelnen 
Lehrern Urlaub bis zu 3 Tagen erteilen. — 8. Er vermittelt den 
Schriftverkehr zwiſchen den Lehrern und der Schulbehörde. Ein⸗ 
gaben der Lehrer hat er mit ſeiner gutachtlichen Aeußerung zu be⸗ 
gleiten. — 9. Er wendet ſeine beſondere Fürſorge der Beratung 
und weiteren Ausbildung der nicht feſtangeſtellten Lehrkräfte zu, 
ſoweit er nicht bei vorwiegend fachtechniſch beſchäftigten Schulamts⸗ 
anwärtern ſeine Befugniſſe einem geeigneten Lehrer überträgt. 


IV. Rektor und Schulverwaltung. 1. Der Rektor 
führt die Aufſicht über ſämtliche Grundſtücke der Anſtalt, einſchließ⸗ 
lich der Turnhalle und des Spielplatzes ſowie über ſämtliches 
Schulgerät. Er erteilt die Erlaubnis zu ihrer Benutzung für fhul 
fremde Swecke, ſoweit nicht abweichende Beſtimmungen entgegen⸗ 
ſtehen. — 2. Er führt die Aufſicht bzw. die OGberaufſicht über die 
Büchereien und ſonſtigen Sammlungen der Schule. — 5. Ihm liegt 
die Anlegung und Verwaltung des Schularchivs ob. Er ſorgt 
dafür, daß ſämtliche zu den Schulakten gehörenden Schriftſtücke 
ihrem Inhalt nach planmäßig und überſichtlich geordnet werden. Zu 
den Akten gehören insbeſondere alle amtlichen Eingänge, die Nieder- 
ſchriften der Lehrerkonferenzen und die für die Geſchichte der Schule 
wichtigen Schriftſtücke; ferner die Entwürfe der von der Schule aus— 
geſtellten Seugniſſe, ſowie der amtlichen Berichte und Schreiben. 
Er iſt verpflichtet, ein Tagebuch über ſeinen amtlichen Schriftwechſel 
zu führen. — 4. Er hat im Einvernehmen mit dem Lehrkörper für 
eine angemeſſene Ausgeſtaltung der Schulfeſte zu ſorgen. — 5. Er 
hat darüber zu wachen, daß der Bausmeiſter feine Obliegenheiten. 
zu jeder Seit treu und gewiſſenhaft erfüllt. — 6. Zum Ausgleich 
für die Verwaltungstätigkeit ermäßigt ſich ſeine Pflichtſtundenzahl 
nach beſonderer Anordnung der vorgeſetzten Behörde um 10 bis 
18 Wochenſtunden. i 

V. Rektor und Erziehungsziel. J. Um den Unter- 
richt nach den allgemeinen Lehrplänen einheitlich zu geſtalten, legt 
der Rektor der vorgeſetzten Schulbehörde durch die Kreisſchulaufſicht 
zur Genehmigung vor: a) den auf Grund von Konferenzberatungen 
zuſammenzuſtellenden ausführlichen Lehrplan, h) den Verteilungs- 
und Stundenplan vor Beginn eines jeden Schulhalbjahres. — 2. Er 
verteilt die Stunden und Ulaſſen auf die einzelnen Lehrer. Berech⸗ 
tigte Wünſche ſind nach Möglichkeit zu berückſichtigen. — 5. Um 
ſich ein Urteil über die Durchführung der behördlichen Beſtimmungen 
und den Stand der Klafien zu verſchaffen, hat er das Recht und 
die Pflicht, von Zeit zu Zeit dem Unterricht der Lehrer beizuwohnen, 
die Lehrberichte einzufordern, Einſicht in die Hefte der Schüler zu 
nehmen und gegebenenfalls über ſeine Beobachtungen eine Aus— 
ſprache mit dem Lehrer oder in der Konferenz herbeizuführen. — 
4. Er kann Befreiungen von einzelnen Unterrichtsfächern, ſoweit 
ſolche überhaupt zuläſſig find, nach Rückſprache mit dem Fachlehrer 
erteilen. In Sweifelsfällen iſt die Entſcheidung der Schulbehörde 
einzuholen. — 5. Von groben Verſtößen, auch ſolchen, die außer⸗ 
halb der Schule begangen find, hat er dem Elternhaufe Mitteilung 
zu machen und darauf hinzuwirken, daß durch die häusliche Er 
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ziebung den Abſichten der Schule nicht entgegengearbeitet wird. — 
6. Seine Aufgabe ift, die vertrauensvolle Zuſammenarbeit zwiſchen 
Schule und Elternhaus zu pflegen. Perſönliche Beſchwerden und 
Anfragen der Eltern ſind grundſätzlich an den zuſtändigen Lehrer 
zu verweiſen. Erſt wenn ſo keine Einigung zu erzielen iſt, kann 
die Vermittlung des Rektors angerufen werden. — 7. Er hat 
darüber zu wachen, daß die Beitimmungen der Schulordnung be⸗ 
folgt und die Zuchtmittel nach den gegebenen Vorſchriften make 
voll und einheitlich angewendet werden. — 8. Neben der geiſtigen 
und ſittlichen Betreuung liegt ihm auch die Fürſorge für die Ge— 
ſundheit der Schüler ob. 

B. Der Schulleiter. I. Allgemeines. 1. Die Leitung ders 
jenigen Schulen, die nicht einem Rektor unterſtellt ſind, wird einem 
Lehrer übertragen. Er wird auf Vorſchlag der zuſtändigen Kreis- 
ſchnlaufſicht vom Anhaltiſchen Staatsminiſterium, Abteilung 
Volksbildung, berufen und führt die Amtsbezeichnung Schulleiter. 
~- 2, Die Berufung zum Schulleiter kann aus dienſtlichen Gründen 
rückgängig gemacht werden. — 3. Der Schulleiter unterſtebt un— 
mittelbar der zuſtändigen Kreisſchulaufſicht. Er ijt den Lehrern 
ſeiner Schule dienſtlich gleichgeordnet. 

II. Einzelbeſtimmungen. 1. Der Schulleiter führt die 
Aufſicht über die Baulichkeiten und das Schuleigentum. Er über— 
wacht die ordnungsmäßige Inſtandhaltung, Reinigung und Heizung. 
Er erteilt die Erlaubnis zur Benutzung von Schulräumen zu ſchul— 
fremden Zwecken, ſoweit nicht abweichende Beſtimmungen entgegen- 
ſtehen. — 2. Der Schulleiter iſt verpflichtet, alle Anordnungen 
ſeiner vorgeſetzten Behörde durchzuführen, etwa ſich ergebende Be— 
denken aber ſofort anzuzeigen, die von ihm geforderten Berichte 
rechtzeitig zu erſtatten und über alle wichtigeren Angelegenheiten 
der Schule zu berichten. — 5. Er erledigt den amtlichen Schrift— 
wechſel und führt die vorgeſchriebenen Liften. — 4. Er hat das 
Recht, fich ſelbſt jowie in dringenden Fällen die Lehrer der Schule 
bis zu 1 Tage zu beurlauben unter gleichzeitiger Benachrichtigung 
der Ureisſchulaufſicht. — 3. Urankheitsfälle von Lehrern, welche die 
Dauer von 5 Tagen und ſolche von Kindern, welche die Dauer von 
5 Wochen überſchreiten, jind unter Beifügung eines ärztlichen geuga 
niſſes der Ureisſchulaufſicht mitzuteilen. — 6. Er hat die Pflicht, 
die Einheitlichkeit in der Arbeit aller Lehrenden zu fördern und 
etwaige Unſtimmigkeiten unter den Mitgliedern des Lehrkörpers 
auszugleichen. — 7. Er führt Unterrichtsbeſuche nach Konferenz- 
beſchluß oder im beſonderen Auftrage aus. Die Prüfung des 
Standes der Klaffen ſteht der Kreisſchulaufſicht zu. Für die nicht 
feſtangeſtellten Lehrkräfte ift er der pädagogische Berater, der ihre 
Unterrichtstätigkeit zu überwachen hat. — 8. Er hat den Lehrern 
ſeiner Schule die amtlichen Bekanntmachungen und Verfügungen 
rechtzeitig zuzuleiten und ihre Durchführung zu überwachen, ſoweit 
er dafür zuſtändig iſt. Er hat neue Lehrer in ihre Gbliegenheiten 
einzuweiſen, amtlich geforderte Erhebungen anzuſtellen und darüber 
zu berichten. — 9. Er ift Vorſitzender der Konferenz und vertritt 
die Schule nach außen; er hat die Beziehungen zwiſchen Schule 
und Elternhaus zu pflegen, insbeſondere für würdige Ausgeſtaltung 
der Schulfeiern zu ſorgen. — 10. Als Mitglied des Schulvorſtandes 
hat er die Intereſſen der Gemeinde mit den Bedürfniſſen der 
Schule in Einklang zu bringen. Anteilnahme für Schulfragen zu 
wecken und die erforderlichen Mittel bereitſtellen zu laſſen. — 
11. Zum Ausgleich für feine Derwaltungstätiafeit ermäßigt fich 
ſeine Pflichtſtundenzahl nach beſonderer Anordnung der vorge— 
ſetzten Behörde um 1 bis 6 Wochenſtunden. 

C. Der Lehrer. 1. Der Lehrer ift in feiner Lehrtätiakeit und 
Amtsführung ſelbſtändig, ſoweit die Rückſicht auf die behördlichen 
Beſtimungen und die Arbeitsgemeinſchaft der Schule es geſtatten. 
— 2. Bei Reifen in den Ferien oder bei ſonſtigem Urlaub hat er 
feine Anſchrift der Schulleitung bekanntzuoeben. — 5. Er hat die 
Erkrankungen unter Angabe der vorausſichtlichen Dauer unver- 
züglich der Schulleitung mitzuteilen, damit die Vertretung geregelt 
werden kann. — + Er ijt zur Uebernahme von Vertretungen im 
Rahmen der behördlichen Anordnungen verpflichtet. 

5. Der Klaſſenleiter erledigt alle die Klaſſe betreffenden 
äußeren und inneren Angelegenbeiten, wie Bekanntgabe von Mit- 
teilungen an die Schüler, Ausſtellung der Jeugniſſe ſowie Führung 
der Lebrberichte und der vorgeſchriebenen Ulaſſenliſten. — 6. Er 
kann feinen Schülern feiner Klaffe Urlaub bis zu 5 Tagen erteilen, 
jedoch nicht im Anſchluß an die Ferien. — 7. Er hat die Pflicht, 
im Fuſammenwirken mit dem Schularzt und dem Elternhauſe die 
gejundheitlihe Entwicklung feiner Zöalinge zu fördern und bei 
der Auswahl erbolungs- und hilfsbedürftiger Schüler das Fürſorge— 
amt zu unterſtützen. — 8. Er hat der Ueberbürdung feiner Schüler 
mit häuslichen Aufgaben durch Rückſprache mit den übrigen 


Lehrern ſeiner Klaſſe entgegenzuwirken. — 9. Er bat die beſondere 
Pflicht, die Beziehungen zwiſchen Ulaſſe und Elternhaus zu 
pflegen, um eine möglichſt weitechende Uebereinſtimmung in den 
Erziehungsmaßnahmen zu erzielen. 

D. Die Konferenzen. 1. Allgemeines. 1. Die Mitglieder 
des Lehrkörpers haben ein Mitbeſtimmungsrecht in allen Fragen 
der gemeinſamen Schularbeit innerhalb der gegebenen Dorſchriften. 
Dieſes Mitbeſtimmungsrecht kommt in den Konferenzen zum Uus- 
druck. — 2. Es gibt Geſamt⸗, Klaſſen⸗ und Fachkonferenzen. Der 
Rektor (Schulleiter) kann den Vorſitz in der Ulaſſenkonferenz dem 
Klaffenleiter, in der Fachkonferenz einem von den Fachlehrern ge- 
wählten Obmann übertragen. — 5. Zur Teilnahme an der Geſamt— 
konferenz jind alle Lehrer verpflichtet, an der Ulaſſenkonferenz die in 
der Alaſſe unterrichtenden Lehrer, an der Fachkonferenz die ent- 
ſprechenden Fachlehrer. 

II. Die Geſamtkonferenz. 1. Die Geſamtkonferenz 
ſichert durch gemeinſame Beratung über Fragen des Unterrichts 
und der Erziehung das einheitliche Zuſammenwirken des Lehr— 
körpers. — 2. Die von den Behörden ausgehenden Anordnungen 
und Verfügungen hat der Rektor (Schulleiter) in der Geſamtkonferenz 
bekanntzugeben, ſoweit ſie nicht einzelne Mitglieder betreffen. — 
5. Die Geſamtkonferenz beſchließt im Rahmen der allgemeinen Geſetze, 
Verordnungen und Verfügungen über die Fragen des Schulbetriebs, 
deren Entſcheidung nicht dem Rektor (Schulleiter) oder der Kreis- 


ſchulaufſicht übertragen iſt. — 4. Die Verhandlungen unterliegen 
der Amtsverſchwiegenheit. Sie kann in beſonderen Fällen durch 
Konferenzbefchlug aufgehoben werden. — 5. Die Konferenzen find 


mindeſtens 5 Tage, in dringenden Fällen mindeſtens 24 Stunden 
vorher einzuberufen. Geſamtkonferenzen finden in der Regel einmal 
im Vierteljahr ſtatt. — 6. Wenn mindeſtens ein Drittel der Mit- 
glieder des Lehrkörpers ſchriftlich mit genauer Angabe der Gegen— 
ſtände eine Konferenz beantragt, fo muß der Rektor (Schulleiter). fie 
binnen 5 Tagen einberufen. ; 

7. Stimmberechtigt find alle Mitglieder des Lehrkörpers. Für die 
Abſtimmungen gilt einfache Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichbeit 
entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. — 8. Anträge von Mit— 
gliedern des Lehrkörpers in Angelegenheiten, für die die Konferenz 
zuſtändig iſt, hat der Rektor (Schulleiter) auf die Tagesordnung zu 
ſetzen, wenn ſie mindeſtens 5 Tage vor der Sitzung ſchriftlich mit— 
geteilt werden. Perſönliche Angelegenheiten eines Lehrers, die nicht 
mit den Aufgaben der Schule zuſammenhängen, dürfen ohne feine Zu— 
ſtimmung in der Konferenz nicht behandelt werden. ; 

9. Der Rektor (Schulleiter) ift für die Ausführung der Kon- 
ferenzbeſchlüſſe verantwortlich. Befürchtet er von einem ſolchen Be- 
ſchluß Nachteile für die Schule, fo hat er das Recht, ſich an die vor— 
geſetzte Behörde zu wenden und bis zu ihrer Entſcheidung den Dollzug 
desſelben auszuſetzen. 

10. Ueber jede Konferenz iſt eine Niederſchrift aufzunehmen, 
die nach ihrer Genehmigung von dem Rektor (Schulleiter) und dem 
Schriftführer unterzeichnet und bei den Akten aufbewahrt wird. 

11. Die Geſamtkonferenz beſchließt insbeſondere über a) die 
Grundſötze für die Erteilung von Schülerzeugniſſen im Rahmen der 
bebördlichen Anordnungen. b) die Rereluna des Derfabrens für die 
Verſetzung und über jtrittice Verſetzungs angelegenheiten, c) Auf— 
ſtellung von Grundſötzen über die einheitliche Anwendung der Sucht— 
mittel, ſowie über Art und Maß der Hausaufgaben, d) Aufſtellung 
und Abͤnderung von Dorſchriften, betr. die Schulordnung, é) Schul- 
feiern und geweinſame Ausflüge, H Verwaltung der Lehrmittel, der 
Büchereien ſowie der Turn- und Srieleeröte, g) Anſchaffungen für 
die Büchereien und Lehrmittelſammlungen, h) Standes- und Ebren— 
ſachen der einzelnen Lehrer, in denen die Geſamtkonferenz als Ent- 
ſcheidungsinſtanz angerufen wird. (Veral. D, II. 8.) 

III. Die Ulaſſen konferenz. t. Eine Ulaſſenkonferenz 
beruft der Rektor (Schulleiter) a) von ſich aus, im Einverſtändnis 
mit dem Ulaſſenleiter, b) auf Antrag eines Teiles der in der Ulaſſe 
unterrichtenden Lebrer. l 

2. Die Leitung liegt in der Band des Rektors (Schulleiters), 
ſofern er nicht von feiner Ermächtigung in D J, 2 Gebrauch macht. 
5. Bei der Abſtimmunag findet D II. 2 Anwendung. 4. Die Klajfeir- 
konferenz dient vor allem der Ausſprache über die Leiſtungen der 
Klaſſe. über die Eigenart der einzelnen Schüler, über Fragen der 
Verſetzung und der Schulzucht, ſoweit fie nicht grundſätzlich der 
Geſamtkonferenz unterliegen. 

IV. Die Fachkonferenz. 1. Die Fachkonferenz wird vom 
Rektor (Schulleiter) einberufen, entweder von fih aus oder auf 
Antrag eines Teiles der Lehrer, die in dem Fache unterrichten. — 
2. Stimmberechtigt in der Fachkonferenz ſind alle Lehrer, die Tebra 
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planmäßigen Unterricht in dem Fache erteilen. Im übrigen findet 
bei der Abſtimmung D II, : Anwendung. 

5. Die Fachkonferenz beſchließt insbeſondere a) über Anträge 
auf Einführung neuer Schulbücher, b) über Aufſtellung neuer oder 
über Abänderung beſtehender Sonderlehrpläne, c) über neue Wege 
und einheitliches Vorgehen bei der Geſtaltung des Fachunterrichts. 


Pflichtſtunden der Rektoren und Schulleiter. Erl. d. Anh. 
Staatsmin., Abt. Volksbildung, v. 5. Januar 1955, IV 176, Amts⸗ 
blatt f. Anh, 1935, 5 . 

In Ergänzung der Dienſtanweiſung für Rektoren und Schul- 
leiter vom 5. November 1952 wird folgendes beſtimmt: 

Die Ermäßigung der wöchentlichen Pflichtſtundenzahl beträgt 
ab 1. April 1955 für Rektoren 10 bis 18 Stunden, und zwar bis 
12 Klafjen 10 Wochenſtunden, 15—15 Klaffen 11 Wchſtdn., 16—18 
Ulaſſen 12 Wchſtdn., 19—21 Klaffen 15 Wchſtdn., 22—24 Klaſſen 
14 Wcehſtdn., 25—27 Klaffen 15 Wchſtdn., 28—50 Alaſſen 16 
Wchſtdn,, 31—55 Klaſſen 17 Wchſtdn., 36—40 Klaſſen 18 Wchſtdn.; 
für Schulen von über 40 KAlaſſen erfolgt beſondere Regelung: Schul⸗ 


leiter 1—6 Stunden, und zwar 1—4Mafjige Schulen 1 Wochen 
ſtunde, öklaſſige Schulen 2 Wchſtdn., 6—7klaſſige Schulen 5 Wchſtdn., 
8—9klaſſige Schulen 4 Wchſtdn., joklaſſige Schulen 5 Wchſidn., 


11—12klaſſige Schulen 6 Wchſtdn., für Schulen mit über 12 Klaſſen 
erfolgt beſondere Regelung. 


Enklcheid ungen. 


Berufsſchulpflicht. Urt. des KG. v. 8. April 1952. 

a) Die Verpflichtung des Lehrherrn aus $ 127 RGewoh)., den 
Lehrling zum Beſuch der Fortbildungsſchule 1 1 iſt von der 
Verpflichtung des Cl. zum Beſuch der Schule unabhängig. Es 
kommt daher nicht darauf an, ob eine ſolche Verpflichtung durch die 
für die betr. Schule erlaſſene Satzung rechtswirkſam begründet iſt 
oder ob z. B. diefe Satzung mangels Bekanntmachung keine Geltung 
erlangt hat. (Urt. 1 S. 154/52.) ; 

b) Maßgebend für die Benrieilung des Derhältniſſes als Lehr- 
verhältnis ift der tatſächliche Inhalt des zwiſchen den Beteiligten 
geſchloſſenen Vertrages und die tatjächliche Ausgeſtaltung des Per- 
hältniſſes. Erteilt ein Bücherreviſor unabhängig von dieſer feiner 
Tätigkeit anderen Unterricht in Stenographie, Maſchinenſchreiben 
und Buchführung, ſo liegt kein Lehr- ſondern ein Unterrichtsverhält⸗ 
nis vor, das keine DPerpflichtung des Unterrichtenden aus $ 122 
Rewah., wohl aber die Monzeſſionspflicht des letzteren begründen 
kaun. (Urt. 1 8. 152/52.) 

e) Gemäß $ 7 Abſ. 2 Erw. G. vom 51. Juli 1925 kann weder 
die Feſtſetzung noch die Verlegung der Unterrichtszeiten durch den 
Schulleiter erfolgen. Beides hat vielmehr durch den Vorſtand der 
Gemeinde bzw. des erw. Konmmmalverbandes zu erfolgen. Das gilt 
felbit für die Verlegung einzelner Unterrichtsſtunden und die UAn- 
beraumung von Nachholungsſtunden. Entgegenſtehende Satzungs- 
beſtimmungen find ungültig. Dagegen kann die Satzung den Schul- 
leiter ermächtigen, Nachſitzſtunden als Schulſtrafe zu verhängen 
(J. S. 155/52). (Mitgeteilt von Oberver a Dr. Simon 
in der „Deutſchen Juriſten⸗Feitung“. 1952, Heft 25.) 


Vorausſetzungen der Subilligung eines Xuhegehaltsteiles als 
Anterſtützung bei Verurteilung zu Dienſtentlaſſung ($ 15 BDS). 
Urt. d. Dienſtſtrafbofs für nichtr. Beamte v. 2. Februar 1932. 
D 1530/52. 

J. Würdigkeit. Bei Prüfung der beſonderen Umſtände i. S. 
der Anweiſung zur Durchführung der BDSHO, v. 27. Januar 1952 
(GS. S. 59) zu § 15 können diefe Umſtände nicht für ſich allein 
ohne Rückſicht auf die zur Aburteilung ſtehende Tat in Betracht ge— 
zogen werden, vielmehr iſt ſtets zu prüfen, ob die beſonderen Um— 
fände gerade gegenüber den den Gegenſtand des Dienſtſtrafverfahrens 
bildenden Verfehlungen den Angeklagten der Gewährung einer Ver— 
günſtigung würdig erſcheinen laſſen. 

JJ. Bedürftigkeit. Die Unterſtützung des $ 15 ſoll in der Haupt- 
fache dazu dienen, dem Verurteilten den Uebergang in einen anderen 
Beruf zu erleichtern. at er inzwiſchen eine andere Stellung erlangt, 
ſo befindet er ſich nicht mehr in einer ausgeſprochenen Notlage, 
mögen auch die Einkünfte nur beſcheiden ſein, und mag er auch in- 
folge der allgemeinen Wirtſchaftslage der Gefahr der Entlaſſung 
ausgeſetzt ſein. l 

(Mitgeteflt vom Präſ. Dr. Pleſſer, 
Juriſten⸗Feitung“. 1952, Heft 24.) 
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Verſchiedenes. 


Das Beamtenrecht der Verfaſſungsreform. In der Seitſchrift 
„Deutſche Juriſtenzeitung“ 1953, Heft 2, eröffnet Reichs- 
gerichtsrat i. R. Dr. Schwalb eine Artikelreihe zur Reform der 
Reichs verfaſſung, in dem er die beamtenrechtlichen Fragen, die bei 
einer Perfaſſungsreform feiner Meinung nach eine Rolle ſpielen 
müßten, behandelt. Ueber die Rolle des Berufsbeamtentums im 
Staat ſagt er u. a. „die geordnete Verwaltung Deutſchlands war bis 
zum Kriege auch im Auslande als vorbildlich anerkannt. Sie bat 
fih in den Stürmen der Nachkriegszeit als eines der kräftigſten 
Bänder der Reichseinheit bewährt und wird in den abgetrennten 
Gebietsteilen noch jetzt ſchmerzlich vermißt. Das Berufsbeamtentum, 
das diefe Verwaltung ausgebildet hat, läßt fih in ihr nicht er- 
ſetzen ... Auch das für die gedeihliche Amtsführung unentbehrliche 
Gefühl der inneren Derbundenheit mit dem Staate und der amt— 
lichen Aufgabe wird bei dem Vertragsangeſtellten im allgemeinen 
nicht im gleichen Maße entſtehen können wie bei dem Beamten. Auf⸗ 
gabe der künftigen Geſetzgebung muß es deshalb ſein, die Erreichung 
dieſes Zweckes des Berufsbeamtentums ſicherzuſtellen. Die Förde— 
rung der Standesbelange der Beamtenſchaft oder die Gewährleiſtung 
von Kechtsanſprüchen der Beamten dürfen nur inſoweit in Betracht 
kommen, wie fie zur Erreichung jenes Zweckes nötig find. Die Vor— 
ſchriften werden in der Hauptfache in Beamtengeſetzen des Reichs 
und gegebenenfalls der Länder Platz zu finden haben. Die grund— 
legenden Vorſchriften über die Stellung der Beamtenſchaft im Staate, 
beſonders über ihr Verhältnis zu Regierung und Parlament 
werden aber wegen ihrer Bedeutung für den Geſamtaufban des 
Reiches in die Verfaſſung aufgenommen werden müſſen. 


Am Schluß ſeiner Darlegungen über Zulaſſung und Anſtellung 
der Beamten ſowie über die Frage der wohlerworbenen Rechte (die 
er genauer gefaßt zu ſehen wünſcht) macht er dann folgende Aus- 
fübrungen über die Frage der politiſchen Betätigung von Be— 
amten: „Mit der Sweckbeſtimmung des Berufsbeamtentums iſt es 
unvereinbar, den Beamten die freie politiſche Betätigung im bis⸗ 
herigen Ausmaße zu geſtatten. Der Berufsbeamte, der ſich in der 
Politik betätigt, läuft ebenſo Gefahr, in der Geſetzesanwendung und 
Handbabung feines Ermeſſens durch Parteirückſichten beeinflußt zu 
werden, wie der in das Berufsbeamtentum eintretende Partei— 
politiker. Selbſt wenn er aber in dieſen Beziehungen eine felten 
anzutreffende Selbſtzucht entwickelt, wird die Unparteilichkeit ſeiner 
Amtsführung bei den Beteiligten nur ſchwer Vertrauen finden. Vor 
dieſen Rückſichten auf die Vorzugsſtellung der Berufsbeamten recht⸗ 
fertigenden Swede muß der Geſichtspunkt der ſtaatsbürgerlichen 
Gleichheit zurücktreten. Daher haben die älteren Demokratien ihren 
Berufsbeamten die Wählbarkeit zu den geſetzgebenden Nörperſchaften 
entzogen oder weitgehend beſchränkt. Deutſchland wird dieſem durch 
die Erfahrung eingegebenen Vorgehen zur Vermeidung ſchwerer 
Mißſtände folgen müſſen. Die Einheitlichkeit der Verwaltung 
leidet, wenn ein Berufsbeamter beliebige Vorgänge und Verhältniſſe 
des inneren Dienſtes, die ihm nur amtlich bekannt wurden, unter 
dem Schutze ſeiner Abgeordneteneigenſchaft im Parlament zur 
Sprache bringen und den Miniſter nötigen kann, ſich zur Auf- 
kiärung über Dinge und Abſichten zu verbreiten, die der öffentlichen 
Erörterung beſſer entzogen bleiben. Die Neigung unſerer Parlamente 
zu Eingriffen in Einzelheiten der Verwaltung wird dadurch in un— 
erwünſchter Weiſe verſtärkt und auch der einzelne Abgeordnete zu 
perſönlichen Einwirkungen in den Stand geſetzt, die ihm weder in 
dieſer Sigenſchaft, noch auf Grund feiner Dienſtſtellung zuſtehen. Die 
volle Wirkung wird die Vorſchrift übrigens nur haben können, 
wenn fie alle Berufsbeamten von allen politiſchen Vertretungskörpern 
ausſchließt. 


Dem Berufsbeamten allgemein die tätige Beteiligung am poli- 
tiſchen Betriebe zu unterſagen, dürfte dagegen weder geboten noch. 
zweckmäßig ſein.“ 


Aus Seitſchriften. Auswirkung des Staatsgerichtshofsurteils 
vom 20. Juni 1952. Preuß. Lehrerztg. 1955, 16. — Die Veben- 
vorgütungen der Staats- und Gemeindebeamten und Lehrperſonen, 
ibre Kürzung, Ablieferung und Einbehaltung nach Maßgabe der 
feit dem 1. Februar 1931 wirkſam gewordenen Gehaltsfürjungs- 
bzw. Sparverordnungen und Erlaſſe (Brübadı). Schulrecht, Beil. z. 
Preuß. Lehrerztg. 1935, 1. — Fur Frage der Rechtsgültigkeit der 
Berabſetzung der Altersgrenze für Lebrer und Lehrerinnen (Dr. 
Schubert). Der Beamtenbund 1935, 11. 
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